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den Zuſtand unſerer Preſſe und über unſere

Anforderungen an die Zenſur .

WMenn wir den Zuſtand des Großherzogthums vom Jahr 1839

it dem im Jahr 1842 in Beziehung auf die Theilnahme der

ürger an den öffentlichen Angelegenheiten des Landes vergleichen ,

ſo erblicken wir alsbald einen großen , Jedem in die Augen fallen⸗

den Unterſchied . Es mag zwar bei uns , gegenüber andern deutſchen
Staaten , immer eine regere Theilnahme an den öffentlichen Ange —
legenheiten geherrſcht haben , aber nichts deſtoweniger wird man

ſagen müſſen , daß ſie im Jahr 1839 eben doch noch eine geringe ,
und noch nicht das ganze Land durchdringende war . Ganz anders

iſt es jetzt . Schon der Landtag 1841 erweckte durch die ihn beherr —
de Urlaubsfrage das Intereſſe der Bürger nicht wenig , und

ö
ne größere

Theilnahme an den Landtagsverhandlungen an. Durch das nach

der Vertagung des Landtags 1841 erlaſſene Manifeſt vom 5 . Auguſt
wurde in der Zwiſchenzeit der Vertagung des Landtags die Auf —
merkſamkeit mit dem Gang unſerer öffentlichen Zuſtände rege ge —
halten , und als in Folge des Beſchluſſes vom 18. Februar die

Auflöſung des Landtags erfolgte , ſo fanden die Wahlen im Lande

ſchon eine ſolche Maſſe von Bürgern vor , denen die Gründe , aus

welchen der Landtag aufgelöst worden war , wohl bekannt waren ,
daß es nur eines geringen Anſtoßes bedurfte , um die Wahlen zu
einem Gegenſtand unſerer öffentlichen Verhältniſſe zu erheben , der

die allgemeinſte Theilnahme auf ſich ziehen mußte . Dieſer Anſtoß
wurde auch von Seiten unſeres Miniſteriums in den Wahlreſcripten
auf eine vollkommen ausreichende Weiſe gegeben . Wer etwa im
Lande noch von der Urlaubsfrage und den daraus entſtandenen

Streitigkeiten zwiſchen der Regierung und der zweiten Kammer

unberührt blieb , der wurde durch die Wahlreſeripte wohl oder
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der an dem Krebs der Zenſur leidenden Preſſe nur um ſo mehr Sorg —
alt und Theilnahme zuwenden , und ſie durch dieſe unſere Unter —

ſtützung zur endlichen Geſundheit führen , die ſie nur dann findet ,
wenn man ſie die Luft der Freiheit genießen läßt , und ſie nicht
fort und fort in der Gefangenſchaft des Kanzleiſtaats hält . Dieſe
endliche Freigebung der Preſſe hängt aber mehr als man gewöhn —
lich glaubt von der Theilnahme des Volks an jenen Kindern der

Preſſe ab , welche der Gegenwart entſproſſen , auch alle die Anfor —
derungen der Gegenwart verkünden . Je mehr ſich das Volk der

Preſſe zuwendet , in ihr das Organ ſeiner und Ver⸗

langen ſucht , um deſto mehr werden ſich auch dieſe Meinungen und

Verlangen zur Preſſe drängen , und je mehr dieſes der Fall iſt , um
deſto ſchwerer wird es der Zenſur werden , ſie zurückzuſtoßen , und

die öffentlichen Blätter auf dem Standpunkt eines Feſtbeſchreibers
oder eines bloßen Erzählers zu halten . Die Kritik , die in Deutſch —
land alles beleckt , hat ſich auch auf die öffentlichen Zuſtände der

Deutſchen erſtreckt . Der Nimbus von ſo Manchem iſt unwider —

bringlich verloren , und wir dürfen es ohne alle Gefahr einer

Widerlegung wohl ſagen , daß den wahren Intereſſen der deutſchen
Regierungen mehr mit der Zulaſſung einer freimüthigen Erörterung
unſerer öffentlichen Zuſtände gedient iſt , denn daß man alles zum
Schweigen bringt , und damit alles in ein Dunkel hüllt , welches
den verlorenen Glanz von alt Hergebrachtem nur um ſo beſſer her —
ausſtellt

Es mag zwar ſeyn , daß bei uns in Baden die Erörterung der

allgemeinen deutſchen Zuſtände durch die Preſſe ſchon durch die

geringere Macht des Staates nicht das Gewicht hat , als wenn es
von der Preſſe eines größern Staates ausgeht . Wir leiden in
Deutſchland noch zu ſehr an der Trennung der deutſchen Völker —
ſtämme , die zur Zeit der letzten Tage des deutſchen Reichs durch
die gewachſene Territorialhoheit der Landesfürſten , und ſodann
durch die ſchmachvollen Zeiten franzöſiſcher Oberherrſchaft ſo plan —
mäßig durchgeführt wurde , und durch den deutſchen Bund wenig⸗
ſtens nicht ſogleich aufgehoben werden ſollte . Aber nicht zu läugnen
iſt es , daß durch die mehr und mehr ſteigende Vereinigung der

deutſchen Staaten in ſo mannigfachen Zuſtänden , z. B. in den

Militärangelegenheiten Deutſchlands , und insbeſondere durch den
deutſchen Zollverein immer ſtärkere und enger verbundene gleiche
Intereſſen verſchiedener deutſcher Völkerſtämme geſchaffen werden ,
und daß dadurch die Trennung deutſcher Zunge immer mehr und



mehr erliſcht . Und wenn wir daher auch nur die innern Zuſtände
Badens uns zum Gegenſtand unſerer Erörterungen gewählt haben ,
ſo hegen wir doch den Glauben , damit nicht nur für unſer ſpecielles
Vaterland einiges Gute zu ſtiften , ſondern auch dem allgemeinen
deutſchen Vaterlande den Dienſt zu leiſten , daß wir , wohl in
neueſter Zeit in Deutſchland am meiſten politiſch bewegt doch
in freimüthiger Erörterung unſerer Zuſtände beweiſen , daß ſich die
freie Bewegung der Preſſe vollkommen mit den größten Anforde

rungen an den ruhigen und geſetzlichen Gang der Preſſe vereinbart ,
und daß wir dadurch von unſerer Seite ein Scherflein zur Er

leichterung der deutſchen Preſſe von der allwärts herrſchenden Zen
ſur beitragen .

Eben deßhalb glauben wir aber ein Recht auf die freimüthige
Erörterung unſerer innern Zuſtände ſelbſt unter der Herrſchäft der

Zenſur zu haben .

Die Verordnung vom 3. Januar 1840 hat uns eine freimüthige
aber anſtändige Beſprechung der öffentlichen Angelegenheiten , ins —

beſondere der des Großherzogthums zugeſichert , und derſelbe Grund —
ſatz iſt der Inſtruktion an unſere Zenſoren an die Spitze geſtellt ,
welche den 4. Januar 1840 von dem Miniſterium des

*
Innern er

gieng . Der §. 11 dieſer Inſtruktion lautet

„ Schriften und Aufſätze , in denen die Staatsverwaltung des

Großherzogthums im Ganzen oder in einzelnen Theilen gewürdigt
und erlaſſene , oder noch zu erlaſſende Geſetze und Verordnungen
nach ihrem innern Werth geprüft , Fehler und Mißbräuche aufge
deckt , Verbeſſerungen angedeutet oder in Vorſchlag gebracht wer —
den , — ſind um deßwillen , weil ſie in einem andern Sinn , als
dem der Regierung geſchrieben , nicht zu verwerfen . Ihre Faſſung
muß aber anſtändig und ihre Tendenz unſträflich ſeyn . “

Wenn dieſe Grundſätze wirklich eingehalten werden , wenn ſie

zur Wahrheit werden , und nicht nur zum Schein ſo hingeſtellt
ſeyn ſollen , ſo kann allerdings eine ſolche Beſprechung unſerer Zu —
ſtände ſtattfinden , welche das Land über deren Güte aufklärt ,
und welche zugleich mögliche Fortſchritte herbeiführt . Wir wollen
es glauben , daß man nicht nur bei der bloßen Aufſtellung dieſer
Grundſätze ſtehen bleibt , ſondern daß man auch ihrer Einführung
in unſere Preſſe Raum giebt . Wir wollen es verſuchen , dieſe Ein —

führung in dieſen unſern Heften , ſo viel an uns liegt , in anſtän —

diger Form und ohne ſträfliche Tendenz , von der uns unſer eigenes
Intereſſe ohnedies zurückhält , zu unternehmen . Der Erfolg wird



zeigen , ob man uns behandelt , wie die Zenſurinſtruktion uns

ſichert , oder ob man im Jahr 1842 ſelbſt wieder von dem zurück —

geht , was man dem Lande im Jahr 1840 zugeſagt hat .

Wir ſind aber auch der Meinung , daß die Zulaſſung einer frei

müthigen Beſprechung unſerer Zuſtände ſelbſt im Intereſſe unſerer

Verwaltung liegt

Die neueſten Ereigniſſe haben bei uns nur zu ſehr bewieſen ,

daß bei dem Mangel jedes allgemeinern Organs für die Meinungen
und Verlangen des Volks und bei dem dadurch herbeigeführten
beinahe gänzlichen Stillſchweigen des Landes über alle ſeine Zu —

ſtände , die Verwaltung ſelbſt in den Irrthum fällt , Alles für gänz —
lich einverſtanden mit ihrem Gang und ihren Maßregeln zu glauben .
Mag man auch in der Rechtswiſſenſchaft den Grundſatz aufſtellen

und durchführen — wer ſchweigt , willigt ein , ſo gilt dieſer Grund —

ſatz ſicherlich nicht in den öffentlichen Verhältniſſen der Staaten ,

vielmehr hat man für ſie den wahren Satz aufgeſtellt — das

Stillſchweigen der Völker iſt eine Lehre für die Regierungen . All —

gemeines Stillſchweigen herrſchte im Lande nach den Wahlaus —

ſchreiben der Miniſter , und doch bewies das Ergebniß der Landes —

wahlen , daß dieſes Stillſchweigen keine Billigung des Ganges der

Maßregeln der Verwaltung genannt werden konnte . Es iſt die

Zulaſſung der freimüthigen Beſprechung des Ganges unſerer Ver —

waltung aber auch gerade für die Verwaltung räthlich und ſelbſt

nothwendig , wenn ſie für dieſen ihren Gang und für ihre Ent —

wicklung und Erörterung deſſelben einen Glauben an ſeine Güte

und Geſetzlichkeit erreichen willz ; denn bei dem großen Rechtsſinn ,
der in unſerem deutſchen Volke lebt , lebt auch das alte deutſche
Rechtsſprichwort — „ eines Mannes Rede iſt keine Rede —

man ſoll ſie hören beede, “ und wenn es auch gelingt , dem Volk

noch ſo viele Meinungen beizubringen , ſo wird es nie gelingen ,
ihm die Meinung beizubringen , daß Der Recht habe , welcher allein

ſpricht , und welcher der entgegenſtehenden Meinung alle und jede

Gegenrede verſchließt , und für ſich allein das freie Feld politiſcher
Diskuſſionen behaupten will .

Sander .
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